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DISKUSSIONSFORUM

Erosion oder Transformation?
Neujustierungen der nationalen
Technologie- und Innovationspolitik

von Ulrich Dolata, artec – Forschungszentrum
Nachhaltigkeit an der Universität Bremen

Mit der jüngsten Innovationsoffensive der
deutschen Bundesregierung ist die Techno-
logie- und Innovationspolitik ins Zentrum der
öffentlichen Aufmerksamkeit gerückt. Natio-
nale Initiativen dieser Art provozieren sofort
die Frage, ob sie überhaupt noch zeitgemäß
sind und was sie unter den Bedingungen
einer zunehmenden Internationalisierung
von Wissen, Technologien und industriellen
Innovationsstrategien überhaupt noch be-
wirken können. Zur Beantwortung dieser
Frage wird im folgenden Beitrag zunächst
ein Blick auf veränderte Rahmenbedingun-
gen der Technikentwicklung und deren
Rückwirkungen auf die staatliche Technolo-
gie- und Innovationspolitik geworfen. Daran
anschließend wird das Verhältnis von natio-
nalen und europäischen Akzentsetzungen in
diesem Politikfeld diskutiert. Und schließlich
wird am Beispiel der Bundesrepublik erör-
tert, mit welchen neuen Ansätzen nationale
Technologie- und Innovationspolitiken auf
die veränderten Rahmenbedingungen rea-
gieren (können) und über welche Gestal-
tungsperspektive sie dabei verfügen.

1 Diskurse: Globalisierung, Mehrebenen-
differenzierung und politische Technik-
gestaltung

Die Sicherung der technologischen Leistungsfä-
higkeit und die Förderung von Innovationspro-
zessen gehören seit langem zum Kernbestand
staatlicher Standortpolitiken. Über deren Ge-
staltungsmöglichkeiten und Handlungsspiel-
räume gehen die Meinungen allerdings ausein-
ander.

Sind wir Zeugen einer durch die Globali-
sierung von Wissen, Technologie, Märkten und
industriellen Aktivitäten vorangetriebenen
„Ortlosigkeit“ von Innovationszusammenhän-
gen und einer „Auflösung der nationalstaatlich
organisierten Gesellschaften“ (Willke 2001,

hier: S. 110)? Oder lassen sich trotz Internatio-
nalisierung auch heute distinkte Innovations-
räume im Rahmen je spezifischer nationaler
Politik- und Innovationssysteme identifizieren?
Daran anschließend: Ist eine „much stronger,
more focused and integrated policy for industry
and technology“ im Rahmen der Europäischen
Union notwendig, um den Herausforderungen
der Globalisierung und der Technologiekon-
kurrenz zu führenden außereuropäischen Län-
dern gerecht zu werden (Chesnais, Ietto-Gillies
und Simonetti 2000, hier: S. 249, auch: EU-
Commission 2000)? Oder basiert die technolo-
gische Wettbewerbsfähigkeit Europas auch
heute in erster Linie auf den infrastrukturellen
Voraussetzungen und der Leistungsfähigkeit
ihrer führenden Mitgliedstaaten, die dann vor-
nehmlich auch dort politisch zu gestalten wä-
ren? Und schließlich: Haben die Veränderun-
gen der vergangenen zwei Jahrzehnte zu einer
nachhaltigen „Erosion des staatlichen Steue-
rungspotenzials in der Forschungs- und Tech-
nologiepolitik“, der ihre Adressaten abhanden
gekommen sind, geführt (vgl. Grande 1994,
2001)? Oder kann eine readjustierte und mo-
dernisierte nationale Technologie- und Innova-
tionspolitik handlungsfähig bleiben und insbe-
sondere die durch die zunehmende Konkurrenz
der Standorte formulierte Anforderung einlö-
sen, „die Leistungsfähigkeit Deutschlands im
internationalen Wettbewerb wieder herzustel-
len und auszubauen“ (BMBF 2000, S. 15)?

2 Kontexte: Unfassbare Technik, interna-
tionale Ökonomie, irritierende Öffent-
lichkeit und politische Unübersichtlich-
keit

Seit den achtziger Jahren sind die staatlichen
Technologie- und Innovationspolitiken in der
Tat mit gravierend veränderten Rahmenbedin-
gungen konfrontiert, die sich auf vier wesentli-
che Prozesse zusammenziehen lassen.

1. Unfassbare Technik. Die wissenschaftlich-
technische Basis der führenden Industrieländer
selbst hat sich in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten grundlegend verändert. Sie wird heute
vor allem geprägt durch das rasante Vordringen
neuer Informations- und Kommunikationstech-
niken. Daneben gewinnen vor allem mit der
Gentechnik, aber auch etwa mit der Mikro- und
Nanotechnologie weitere neue Querschnitt
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stechnologien sukzessive praktische und öko-
nomische Bedeutung. Typisch für diese Quer-
schnittstechnologien sind ihre außerordentliche
Dynamik unter z. T. extremen Unsicherheits-
bedingungen, ihr in vielen Bereichen dezen-
traler Charakter, ihr wissensbasiertes und dis-
ziplinübergreifendes Profil sowie ihre staats-
ferne und marktförmige Entwicklung. Techni-
kentwicklung und -nutzung werden in diesen
neuen Feldern vornehmlich vorangebracht im
Rahmen selbstorganisierter Prozesse, die von
den Aktivitäten und Bewegungsformen einer
großen Zahl heterogener außerstaatlicher Ak-
teure und fluider Netzwerke getragen werden
(vgl. Dolata 1992, 2003).

Auch unter diesen Bedingungen wird eine
aktive staatliche Politik keineswegs obsolet. Sie
ist z. B. mit neuartigen rechtlichen Regelungs-
bedarfen (etwa in der Gentechnik oder beim
Internet), mit veränderten Bildungs-, Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkterfordernissen oder mit
Restrukturierungserfordernissen der öffentlichen
Wissenschaftssysteme konfrontiert, mit Aufga-
ben also, die nur durch sie eingelöst werden
können. Der direkte Einfluss des Staates auf die
technologischen Dynamiken und Entwicklungs-
richtungen der neuen Querschnittstechnologien
selbst ist allerdings gering. Und die Abhängig-
keit der fachlich und konzeptionell oft überfor-
derten Politik von externer Beratung, Expertise
und Einflussnahme ist in diesen wissensintensi-
ven und dezentralen Technikfeldern hoch: Der
kooperative und verhandelnde Staat hat hier
auch jenseits machtbasierter externer Einfluss-
nahmen eine starke objektivierbare, den typi-
schen Merkmalen der neuen Technologien
selbst geschuldete Grundlage.

2. Internationale Ökonomie. Vor allem anderen
sind die staatlichen Technologie- und Innovati-
onspolitiken allerdings mit gravierenden Verän-
derungen der industriellen Innovationsaktivitä-
ten und -muster konfrontiert. Drei neue Trends
sind in diesem Zusammenhang der besonderen
Erwähnung wert.

Zum einen hat die Internationalisierung
der industriellen Innovationstätigkeit, vor allem
die internationale Ausdifferenzierung der For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten (FuE) der
Großunternehmen signifikant zugenommen.
Dieser Trend ist sowohl quantitativ als auch
qualitativ besonders bedeutsam in wissensinten-
siven neuen Technologiefeldern, in denen die

dort tätigen Großunternehmen zunehmend auch
ihre Spitzenforschung an verschiedenen interna-
tionalen Standorten betreiben. Internationalisie-
rung heißt allerdings auch in diesen Fällen, in
denen die internationale Ausdifferenzierung der
industriellen FuE-Kapazitäten mittlerweile be-
achtliche Dimensionen angenommen und zu
einer erkennbaren Relativierung der home base
der führenden Unternehmen geführt hat, vor
allem Clusterbildung, also starke (und zuneh-
mende) regionale Konzentration der entspre-
chenden Aktivitäten und Kapazitäten auf sehr
wenige internationale Spitzenzentren der For-
schung und Lead Markets (vgl. Gerybadze,
Meyer, Krahmer und Reger 1997; BMBF
2002a). Nicht umstandslose Globalisierung und
Ortlosigkeit, sondern eine sukzessive, sehr se-
lektive und auf wenige regionale Standorte kon-
zentrierte Internationalisierung ist typisch für die
industriellen Innovationsaktivitäten.

Zum anderen haben technologisch moti-
vierte industrielle Kooperationsbeziehungen, die
ebenfalls vor allem in Sektoren der Spitzentech-
nologie anzutreffen sind, in den neunziger Jah-
ren z. T. sprunghaft zugenommen. Angesichts
der Unsicherheiten, des Querschnittcharakters
und der Multidisziplinarität vieler technischer
Entwicklungsprozesse lässt sich die industrielle
Innovationstätigkeit heute auch in den Großun-
ternehmen nicht mehr allein über den Aufbau
starker inhouse-Kapazitäten organisieren, son-
dern bedarf der systematischen Ergänzung durch
innerindustrielle bzw. akademisch-industrielle
Kooperationszusammenhänge (vgl. Hagedoorn,
Link, Vonortas 2000).

Und schließlich haben sich forschungsin-
tensive und technologieorientierte start-up-Fir-
men, die lange Zeit vornehmlich ein US-
amerikanisches Phänomen waren, in den neun-
ziger Jahren auch in Westeuropa neben interna-
tional tätigen Großunternehmen als eigenständi-
ger Unternehmenstyp etablieren können. New
Entrants sind oft die Pioniere und frühen Im-
pulsgeber, die die kommerzielle Nutzung neuer
technologischer Möglichkeiten anstoßen, ob-
gleich nur ein geringer Teil dieser Firmen Spit-
zenforschung betreibt, innovativ ist und mit
Neuentwicklungen auf dem Markt reüssieren
kann. Diese innovativen Kerne junger Techno-
logieunternehmen stimulieren allerdings nicht
nur den industriellen Innovationsprozess selbst,
sondern sind zugleich zu wichtigen externen
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Impulsgebern und flexibel handhabbaren Ko-
operationspartnern der Großindustrie geworden
(vgl. Parker 1999; Dolata 2000).

Zusammengenommen wirken die skiz-
zierten Trends in zweierlei Weise auf die staat-
liche Technologie- und Innovationspolitik zu-
rück.

Zum einen hat sich der Staat, was die
Adressaten seiner Politik betrifft, neu zu orien-
tieren. Er hat heute politische Anreize und Rah-
menbedingungen für die Standortwahl zuneh-
mend international operierender heimischer wie
ausländischer Großunternehmen zu schaffen, für
die sich traditionelle nationale Bindungen z. T.
erkennbar gelockert haben. Er hat überdies För-
derstrategien für neue, instabile und ver-
bandspolitisch oft noch kaum visible Sektoren
junger Technologiefirmen zu entwickeln, deren
Bedeutung sowohl für den Innovationsprozess
selbst als auch als Standortfaktor zugenommen
hat. Und er hat dem Umstand Rechnung zu tra-
gen, dass industrielle Innovationsprozesse heute
nicht mehr von einzelnen Unternehmen getragen
werden, sondern zunehmend im Rahmen weit-
gehend selbstorganisierter, oft über nationale
Zusammenhänge hinausreichender Kooperati-
onsbeziehungen und Netzwerke stattfinden.

Zum anderen werden durch die skizzierten
Internationalisierungsprozesse, die sich als in-
ternationale Ausdifferenzierung bei gleichzeitig
starker regionaler Bündelung der industriellen
Innovationsaktivitäten darstellen, nationale (und
auch regionale) Standorte heute weit stärker als
früher nicht nur miteinander verzahnt, sondern
zugleich in ausspielbare Konkurrenzverhältnisse
zueinander gesetzt. Dies wirkt in hohem Maße
handlungsprägend auf die staatliche Technolo-
gie- und Innovationspolitik zurück: Sie hat in
erster Linie für „international konkurrenzfähige
Rahmenbedingungen“ zu sorgen, „mit denen
Deutschland im Wettbewerb mit den anderen
technologisch führenden Regionen der Welt
besteht“ (BMBF 2000, S. 14 f.). Der kooperati-
ve Verhandlungsstaat ist in seiner Substanz ein
mit anderen Ländern konkurrierender Wettbe-
werbsstaat, der nach wettbewerbs- und standort-
fördernden Lösungen zu suchen und diese ge-
sellschaftlich zu vermitteln hat.

3. Irritierende Öffentlichkeit. Letzteres ist kei-
neswegs eine einfache Übung, denn auch die
gesellschaftliche Wahrnehmung neuer Techni-
ken hat sich in den vergangenen zwei Jahrzehn-

ten bemerkenswert gewandelt. Nahezu jede
neue Technik wird heute als ambivalent wahr-
genommen, auf die eine oder andere Weise öf-
fentlich diskutiert und kontrovers beurteilt –
teils in Form grundsätzlicher Ablehnung oder
Zustimmung (wie z. B. im Fall der Atom- oder
der Gentechnik), teils bezogen auf konkrete
Projekte, spezifische Verwendungsmuster oder
neue Regulierungsbedarfe (wie z. B. zu Fragen
der Kennzeichnungspflicht neuartiger Lebens-
mittel, der Stammzellenforschung, der Datensi-
cherheit bei neuen Kommunikationstechniken
oder der rechtlichen Rahmung des Internet).

Die Politik gerät damit in eine prekäre Si-
tuation gegenläufiger Anforderungen. Sie steht
nicht nur unter einem wachsenden, vor allem der
ökonomischen Internationalisierung geschulde-
ten Druck, Maßnahmen zur Verbesserung der
Attraktivität des Forschungs- und Innovations-
standorts zu ergreifen. Sie hat es zudem mit
einer sensibilisierten Öffentlichkeit zu tun, die
technologischen Fortschritt nicht mehr per se
akzeptiert, sondern neue Techniken kontrovers
diskutiert, eigenwillig nutzt und z. T. auch
zurückweist. Der Staat ist in diesem Zusam-
menhang nicht nur als Moderator gesellschaft-
licher Technikkontroversen gefordert, sondern
hat darüber hinaus insbesondere in kontrovers
beurteilten Technikfeldern für Transparenz,
hohe Sicherheitsstandards, Verbraucherschutz
und Bürgerbeteiligung zu sorgen, wenn er nicht
politische Legitimationsprobleme heraufbe-
schwören will.

4. Ausdifferenzierte Politik. Ein letzter Aspekt
des Wandels betrifft die veränderten Architek-
turen des Politischen selbst. Seit Anfang der
achtziger Jahre haben sich in Europa auch die
politischen Instanzen und Ebenen, auf denen
Technologie- und Innovationspolitik betrieben
wird, ausdifferenziert – insbesondere in Gestalt
einer eigenständigen europäischen Forschungs-,
Technologie- und Rechtsetzungspolitik, die
sich seither als Parallelstruktur zu den Politiken
der Mitgliedstaaten entwickelt, sowie in Form
subnationaler technologiepolitischer Initiati-
ven, die vor allem auf die Förderung und Eta-
blierung konkurrenzfähiger regionaler Tech-
nologie-Cluster zielen.

Damit hat sich die zuvor unangefochtene
Dominanz und Exklusivität nationaler Akzent-
setzungen und Zentren der Technologie- und
Innovationspolitik zugunsten einer Koexistenz
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und Koevolution verschiedener politischer Re-
gulierungs- und Entscheidungsebenen relati-
viert. Was heißt das? Unterminieren und erset-
zen die Europäisierung und Regionalisierung
innovationspolitischer Aktivitäten sukzessive
nationalstaatliche Politikansätze? Oder bleibt die
nationalstaatliche die dominante Politikebene im
Rahmen eines evoluten Mehrebenensystems?

3 Architekturen: Europäische Integration,
nationale Innovationssysteme und zwi-
schenstaatliche Standortkonkurrenzen

Ohne Zweifel hat sich die Europäische Union
in den vergangenen zwanzig Jahren auch in der
Technologie- und Innovationspolitik sukzessi-
ve als neuer Akteur etabliert – und zwar auf
zwei wesentlichen Ebenen.

Eine nachhaltige Verlagerung der Politik-
findung von der nationalen auf die europäische
Ebene ist vor allem im Bereich der technolo-
giebezogenen Rechtsetzung festzustellen, deren
Harmonisierung ähnlich wie diejenige von
Normen und Standards eine wichtige allgemei-
ne Forschungs-, Produktions- und Vermark-
tungsvoraussetzung bildet und die als Etablie-
rung international verlässlicher Spielregeln des
Innovationsprozesses seit Ende der achtziger
Jahre mit Nachdruck vorangetrieben wird. Sie
bleibt allerdings eingefasst in ein Politikfin-
dungssystem, in dem nationale Initiativen oder
Blockadehaltungen, nationale Verbandspoliti-
ken und nationale Diskurse auch weiterhin eine
gewichtige Rolle spielen und über oft kon-
fliktreiche und mit politischem Druck versehe-
ne Verhandlungen immer wieder miteinander
abgeglichen werden müssen.

Eine derart signifikante Verlagerung ist in
der Technologie- und Innovationspolitik selbst
dagegen bislang nicht zu erkennen. Die Euro-
päische Union hat sich seit Anfang der achtzi-
ger Jahre zwar auch als eigenständiger techno-
logie- und innovationspolitischer Akteur eta-
bliert: Sie legt seither als Kernaktivität mehr-
jährige Forschungsrahmenprogramme mit
wachsendem Finanzvolumen auf, mit denen
vor allem die anwendungsorientierte Förderung
neuer Schlüsseltechnologien sowie die stärkere
europäische Vernetzung von Forschungsakteu-
ren, -institutionen und -regionen verfolgt wird
(vgl. Peterson und Sharp 1998).

Sie kann allerdings weder in quantitativer
noch in qualitativer Betrachtung mit den ent-
sprechenden Aktivitäten ihrer großen Mitglied-
staaten mithalten. Insgesamt entspricht der
Haushalt der EU für Forschung, Technologie
und Innovation lediglich etwa 4-5 % der ku-
mulierten öffentlichen Ausgaben ihrer Mit-
gliedstaaten, von denen etwa drei Viertel auf
Deutschland, Frankreich, Großbritannien und
Italien entfallen (vgl. BMBF 2002). Die be-
grenzten Mittel der EU sind für kleinere (und
schwächere) Mitgliedstaaten z. T. sehr bedeut-
sam geworden, beeinflussen die Innovationssy-
steme und Politiken der führenden Länder da-
gegen nur marginal (vgl. Pavitt 1998). Hinzu
kommt, dass es der EU trotz mehrerer Anläufe
bislang nicht gelungen ist, einen Binnenmarkt
für Forschung in Europa zu etablieren, als
wirkmächtige Koordinationsinstanz die regio-
nalen, nationalen und europäischen Politikan-
sätze zu strukturieren und aufeinander abzu-
stimmen oder gar eine kohärente, für die Mit-
gliedstaaten verbindliche europäische Techno-
logie- und Innovationspolitik zu entwickeln
(vgl. EU-Commission 2000; Kuhlmann 2001)
– auch nicht im Rahmen der in 2000 gestarte-
ten „European Research Area“-Initiative, die
„in its current form seems to be hampered,
however, by the insufficient participation of the
Member States.“ (EU-Commission 2002, S. 3,
vgl. auch die Diskussionen in Edler, Kuhlmann
und Behrens 2003).

Was macht den europäischen Integrati-
onsprozess in diesem Politikfeld zu einem der-
art schwierigen Unterfangen? Und warum do-
minieren nationale Politiken in einem Feld, das
in besonderer Weise von einer zunehmenden
internationalen Verschränkung der wirtschaftli-
chen Aktivitäten, des wissenschaftlichen Aus-
tauschs und der Generierung bzw. Verwertung
von Innovationen geprägt wird?

Ich habe dafür zwei komplementäre Erklä-
rungen. Die nationalstaatliche Politikebene hat
auch unter den Bedingungen der Internationali-
sierung und politischen Mehrebenenverflech-
tung sowohl eine starke strukturelle als auch
eine dezidiert kompetitive Grundlage, die einer
weiterreichenden europäischen Integration
Grenzen setzen:

- Zum einen werden die internationalen und
regionalen Innovationszusammenhänge nach
wie vor maßgeblich von den distinkten Ei
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genheiten der nationalen Innovations- und
Politiksysteme der führenden Staaten ge-
prägt und strukturiert. Trotz zunehmender
internationaler Verflechtung und Interpene-
tration gibt es für eine nachhaltige Annähe-
rung bzw. Homogenisierung nationaler In-
novationssysteme oder für die Herausbil-
dung eines kohärenten europäischen Inno-
vationssystems bislang keine belastbaren
empirischen Hinweise. Die Territorien der
großen Nationalstaaten lassen sich auch
heute als eigenständige Innovationsräume
mit unverwechselbaren Profilen identifizie-
ren (vgl. Nelson 1993; Mowery und Nelson
1999). Ohne diese Diversität würden im
Übrigen industrielle Standortabwägungen
und ortsbezogene Investentscheidungen
keinen Sinn machen: Die Unternehmen ge-
hen nicht irgendwo hin, sondern sondieren
die Angebote und wählen sehr gezielt aus.

- Zum anderen befinden sich die führenden
Staaten vor dem Hintergrund einer zuneh-
menden internationalen Transparenz der
Standorte und Innovationsräume in einer
scharfen Rivalität um Technologieführer-
schaft, Spezialisierungsvorteile und natio-
nale bzw. regionale Standortvorzüge zuein-
ander – und reagieren darauf mit dezidiert
nationalen und kompetitiv ausgerichteten
technologie- und innovationspolitischen
Strategien, die das Ziel verfolgen, über die
Schärfung unverwechselbarer Innovations-
stärken und -profile den eigenen Innovati-
onsraum gegenüber anderen aufzuwerten.
Auch die jüngste Innovationsoffensive der
Bundesregierung ist von dieser kompetiti-
ven Ausrichtung geprägt.

Vor diesem Hintergrund wird nachvollziehbar,
warum Kernelemente der Technologie- und
Innovationspolitik bislang bemerkenswert ge-
ring internationalisiert sind und insbesondere in
den großen Staaten nach wie vor eine starke
eigenständige Basis haben – auch im Zusam-
menhang des europäischen Integrationsprozes-
ses. Wenn es nationale (und in sie eingelagerte
regionale) Innovationsräume mit distinkten
Infrastrukturen, Spezialisierungsprofilen, Insti-
tutionen und Kulturen gibt, dann fällt deren
Pflege, Modernisierung und Restrukturierung
auch weiterhin zuvörderst in den Aufgabenbe-
reich nationaler (und subnationaler) Politiken.
Und wenn sich die ökonomische Internationali-

sierung nicht als orts- und umstandsloser Glo-
balisierungsprozess, sondern als sehr selektiv
betriebene Standortwahl und Bündelung indu-
strieller Innovationsaktivitäten auf weltweit
wenige Spitzenregionen und Lead Markets
darstellt, dann befinden sich die großen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union nicht nur
gegenüber ihren außereuropäischen Konkur-
renten wie den Vereinigten Staaten, sondern
auch innereuropäisch in einem scharfen Wett-
bewerb der Standorte, den sie mit dezidiert
nationalen und kompetitiv ausgerichteten tech-
nologie- und innovationspolitischen Strategien
führen – und achten sorgsam darauf, ihre dies-
bezüglichen politischen Handlungsspielräume
nicht durch eine weiterreichende Kompetenz-
abtretung an die Europäische Union zu verlie-
ren.

4 Profile: Modernisierung nationaler Inno-
vationsräume und Neujustierungen der
Technologie- und Innovationspolitik

Wenn nationalen Politiken eine hervorgehobe-
ne Bedeutung zukommt, dann bleibt die Frage,
über welche Gestaltungsmöglichkeiten sie un-
ter den heutigen, zu Beginn skizzierten Bedin-
gungen unfassbarer Technologien, internatio-
naler Innovationsverläufe und außerstaatlicher
Eigendynamiken überhaupt noch verfügen.
Erodieren die politischen Gestaltungspoten-
ziale des Nationalstaats? Oder bleibt er eine
technologie- und innovationspolitisch relevante
und akzentsetzende Größe?

Offenkundig ist, dass die klassische Aus-
richtung der staatlichen Forschungs- und Tech-
nologiepolitik, die sich auf die autonome Ent-
wicklung eigener Stärke, die Alimentierung von
Großprojekten und die prioritäre Förderung und
Protektion nationaler Großunternehmen kon-
zentrierte, heute entschieden zu kurz greift.

Nationale Technologie- und Innovati-
onspolitiken haben sich unter den Bedingungen
einer zunehmenden Internationalisierung von
Wissen, Technologien und Unternehmen zu
öffnen: Zum einen, um von anderen Ländern
lernen, andernorts erfolgreiche Struktur-, För-
der- und Politikelemente aufnehmen und – im-
mer mit Blick auf die Weiterentwicklung eige-
ner Stärken – adaptieren zu können. Zum ande-
ren, um andernorts entstandenes Wissen und
neue Technologien im eigenen Land zu nutzen.
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Und schließlich, um im eigenen Innovations-
raum an internationale Entwicklungen an-
schlussfähige Rahmenbedingungen zu schaffen,
die attraktiv für von woher auch immer stam-
mende Unternehmen und Wissenschaftler sind.

Nationale Technologie- und Innovati-
onspolitiken sind überdies zu eng, wenn sie sich
auf die direkte Förderung und Protektion natio-
naler Großunternehmen konzentrieren. Zum
einen, weil Grenzziehungen zwischen heimi-
schen und ausländischen Konzernen zunehmend
verschwimmen und die Ansiedlung ausländi-
scher Unternehmen an Gewicht für den eigenen
Standort gewinnt. Zum anderen, weil die Groß-
unternehmen, anders etwa als junge Technolo-
giefirmen, in der Regel gar nicht auf eine direkte
staatliche Förderung angewiesen sind. Schließ-
lich und vor allem anderen, weil sich gerade in
neuen technologischen Schlüsselsektoren, deren
Dynamiken sich am besten im Umfeld intensi-
ver Wettbewerbs- und Konkurrenzkonstellatio-
nen entfalten, schon in der Vergangenheit die
politische Förderung und Protektion nationaler
(oder auch, etwa im Rahmen des ESPRIT-
Programms: europäischer) Champions als inno-
vationshemmend und als industriepolitisch kon-
traproduktiv erwiesen hat. „Successful national
industries tend to be ones where intensely com-
petitive domestic rivalries push each other to
excel“ (Lawton 1999, S. 42).

All dies gibt es natürlich noch: Eine inter-
nationale Öffnung der nationalen Forschungs-
und Förderprogramme ist erst in Ansätzen er-
kennbar, fragwürdige nationale Großprojekte
wie z. B. der Transrapid werden noch immer
politisch massiv gestützt und nur dadurch am
Leben gehalten, und auch die Leitorientierung,
heimische Großunternehmen bei der Entwick-
lung neuer Technologien (wie z. B. des Maut-
Systems für LKW) bevorzugt zu finanzieren
und zu unterstützen, ist keineswegs ein Relikt
vergangener Tage.

Diese klassischen Schwerpunkte werden
allerdings seit Mitte der neunziger Jahre er-
gänzt durch Neujustierungen der Technologie-
und Innovationspolitik, die sich auf die Etablie-
rung international anschlussfähiger, sowohl
wettbewerbsintensiver als auch kooperations-
fähiger nationaler und regionaler Innovations-
räume und die damit verbundene Restrukturie-
rung innovationsrelevanter Institutionen und
Infrastrukturen konzentrieren (vgl. Archibugi

und Iammarino 1999; Meyer-Krahmer 1999).
Sie lassen sich für Deutschland auf die folgen-
den fünf Kernelemente zusammenziehen, deren
(potenzielle) Gestaltungskraft freilich alles
andere als eindeutig ist und deren Wirkungen
z. T. keineswegs unproblematisch sind.

Zu diesen Kernelementen zählt erstens die
politische Unterstützung des Strukturwandels in
der technologischen Spezialisierung Deutsch-
lands hin zu neuen forschungs- und wissensin-
tensiven Technologien und Wirtschaftszwei-
gen. Die in diesem Zusammenhang präferierten
Maßnahmen sind allerdings weder neu noch
spektakulär: Sie konzentrieren sich auf eine
verstärkte programmatische Förderung neuer
Schlüsseltechnologien. Damit geht der sukzes-
sive Rückzug des Staates aus der großtechno-
logischen Forschungsförderung einher. Die
Wirkungen, die eine derart ausgerichtete For-
schungsförderpolitik entfalten kann, sind be-
grenzt: Sie kann den Blick auf neue For-
schungs- und Technologiefelder lenken und
entsprechende Umorientierungen in Wissen-
schaft und Industrie anregen. Einen weiterrei-
chenden industriellen Strukturwandel auslösen
und aktiv gestalten kann sie dagegen nicht –
zumal dann nicht, wenn alles, was nach neuer
Schlüsseltechnologie aussieht und gerade en
vogue ist, umstandslos gefördert wird, ohne
klare Prioritäten auf anschlussfähige und zum
Innovationssystem passende neue Themen- und
Technologiefelder zu setzen.

Ein zweiter Ansatzpunkt ist die erkennbare
Relativierung der direkten finanziellen Unter-
stützung von Großunternehmen zugunsten
einer verstärkten Förderung innovativer und für
die Großindustrie kooperationsfähiger Sektoren
von start-up-Firmen. Mit entsprechenden In-
itiativen ist es seit Mitte der neunziger Jahre
gelungen, einen visiblen Sektor derartiger Fir-
men zu etablieren, den es bis dahin in
Deutschland nicht gab. Allerdings hat die
staatliche Politik bislang vor allem Grün-
dungswellen und Masse gefördert und darüber
die notwendige qualitative Selektion der Firmen
vernachlässigt. Neben einigen innovativen
Newcomern sind so zahlreiche Firmen mit ge-
ringer Innovationskraft, prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen und wenig tragfähigen Ge-
schäftsmodellen entstanden, die ohne staatliche
Anschubfinanzierung nicht existieren könnten.
Eine Konzentration der Förderung auf innova
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tive Firmen erscheint in diesem Zusammen-
hang sinnvoller als die vor allem mit einer ho-
hen politischen Symbolwirkung behaftete Ori-
entierung auf eine möglichst große Zahl an
Firmengründungen.

Einen dritten neuen und erfolgreichen
Schwerpunkt der staatlichen Politik bildet die
wettbewerbsorientierte Unterstützung der He-
rausbildung neuer regionaler High-Technology
Cluster. Der Mitte der neunziger Jahre aufge-
legte BioRegio-Wettbewerb gilt seither als
erfolgreicher Prototyp der staatlichen Förde-
rung regionaler Vernetzung und Zentrenbil-
dung: Er hat in allen beteiligten Regionen die
Zusammenarbeit der involvierten Akteure
nachhaltig befördern können. Insgesamt haben
sich im vergangenen Jahrzehnt auf die Etablie-
rung von neuen regionalen Technologieclustern
zielende staatliche Wettbewerbsinitiativen zu
einem wichtigen neuen Element der nationalen
Technologie- und Innovationspolitik entwickelt
und, unterstützt durch Initiativen der Länder,
nicht unerheblich zu deren Formierung und
Stabilisierung beigetragen.

Viertens konzentriert sich die Politik zu-
nehmend auf die Restrukturierung des öffentli-
chen Forschungs- und Wissenschaftssystems mit
dem vorrangigen Ziel einer stärkeren inneraka-
demischen Wettbewerbs- und akademisch-in-
dustriellen Transferorientierung. Der politisch
gewollte und in der Tat gewachsene Druck auf
alle Einrichtungen des öffentlich finanzierten
Forschungssystems, sich stärker am Wettbe-
werb zu orientieren, ihre Ressourcen in Leit-
projekten und nationalen Kompetenzzentren zu
bündeln, ihre Forschung intensiver an außerwis-
senschaftlichen industriellen Relevanzen auszu-
richten und sie enger mit der Wirtschaft zu
verkoppeln ist allerdings keineswegs unpro-
blematisch. Zum einen orientieren sich die
entsprechenden staatlichen Initiativen und För-
derkonzepte vorrangig an einer schnellen An-
wendung und Umsetzung von Wissen – und
unterschätzen, dass die Entwicklung neuer
wissensbasierter Technikfelder nicht nur in
ihrer Frühphase, sondern auch mit ihrer zu-
nehmenden Anwendungsnähe über lange Zeit-
räume stark von den bereitgestellten Spiel-
Räumen der Grundlagenforschung geprägt
wird. Die Fokussierung der Politik auf Anwen-
dung, Umsetzung und außerwissenschaftliche
Begründungen der Forschung kann als Folge-

problem die Aushöhlung einer langfristig ori-
entierten Grundlagenforschung mit sich brin-
gen. Und zum anderen kann eine großflächige
Clusterbildung und Schwerpunktsetzung, wie
sie etwa mit Leitprojekten, nationalen Kompe-
tenzzentren der Forschung und auch der Idee
der Elitehochschulen verfolgt wird, das stark
differenzierte, dezentral strukturierte und auch
in der Breite im internationalen Vergleich qua-
litativ sehr gute deutsche Forschungssystem
ohne Not beschädigen.

Ein fünftes Element einer neujustierten
Technologie- und Innovationspolitik bestünde
schließlich in einer institutionellen Erweiterung
des kooperativen Staates. Den gibt es in
Deutschland seit langem. Er hat sich in ein
dichtes Geflecht von Gremien ausdifferenziert,
in denen forschungs-, innovations- und wirt-
schaftspolitische Handlungsbedarfe zusammen
mit Vertretern aus Wirtschaft und Wissenschaft
vorverhandelt werden oder in denen Experten
strittige Zukunftsthemen erörtern. An seiner
Spitze stellt sich der kooperative Staat auch
heute allerdings als korporatistisch verfasster
Staat dar, der „harte“ Themen wie forschungs-
und innovationspolitische Grundsatzentschei-
dungen, wirtschafts- oder innovationspolitische
Initiativen oder rechtliche Regelungsbedarfe mit
einem exklusiven Kreis aus Vertretern der Wirt-
schaft und der Wissenschaft aushandelt. Auch
der Anfang 2004 einberufene Innovationsrat
steht in dieser Tradition korporatistischer Ent-
scheidungsfindung. Neue industrielle (z. B. Ver-
treter von start-up-Firmen) oder zivilgesell-
schaftliche Akteure, die gesellschaftliche Tech-
nikkontroversen repräsentieren (z. B. Verbrau-
cher- und Umweltschutzverbände, Öko-Institu-
te, kritische WissenschaftlerInnen) spielen in
diesen Kernbereichen politischer Entschei-
dungsfindung nach wie vor keine Rolle. Insbe-
sondere die politische Herausforderung, wie sich
ambivalente Technikhaltungen und gesell-
schaftliche Technikkontroversen jenseits ihrer
Entsorgung in Diskursprojekten auch in ent-
scheidungsrelevante Gremien institutionell ein-
fassen lassen, ist bislang eine ungelöste Aufga-
be.

Bei aller Ambivalenz und Kritik, die an
den hier vorgestellten Eckpunkten angebracht
werden kann, lassen sich in Deutschland (und
mit je spezifischen Variationen auch in anderen
europäischen Ländern; vgl. z. B. Diederen et al.
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1999; Larédo und Mustar 2001) Konturen einer
neujustierten Technologie- und Innovationspo-
litik identifizieren, die im Kern auf eine an
Weltmarkterfordernissen ausgerichtete, auch
für ausländische Interessenten attraktive infra-
strukturelle und institutionelle Restrukturierung
des eigenen Innovationsraums zielt und die vor
allem über Wettbewerbs-, Vernetzungs- und
Fokussierungsinitiativen vorangetrieben wird.
Die Gestaltungskraft und Wirkungen, die die
hier vorgestellten neuen politischen Schwer-
punktsetzungen entfalten können, sind natür-
lich begrenzt, kontingent und z. T. sehr pro-
blematisch. Nur – und dies ist das Argument,
auf das es mir abschließend ankommt –: Sie
bieten wenig Spielraum für die These einer
„Erosion des staatlichen Steuerungspotenzials
in der Forschungs- und Technologiepolitik“
(Grande 1994, 2001). Der Staat bleibt nicht nur
die zentrale Instanz im technologie- und inno-
vationspolitischen Geschehen. Er verfügt –
natürlich in den beschriebenen Grenzen und
mit einer vor allem durch ökonomische Anfor-
derungen geprägten Grundausrichtung – auch
über Mittel und Instrumente für eine struktur-
bildende Politik.
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